
Kanton Zürich
Dlrektion der Justiz und des lnnern

Jacquellne Fehr
Regierungsrätin

Neumühlequai 10
Postfach
8090 Zürich

Sachbearbeiterin : Dr.iur. Eva Vontobel-Lareida
jur. Sekr. mbA,/Leiterin GeseEgebungsdienst
Direktwahl 0432592534
eva.vontobel@i.zh.ch

Unsere Referenz'. 2017 -285lEY
lhre Referenz:

An die Adressaten gemäss Verteilliste

31. Januar 2018

Revision des Gesetzes über die lnformation und den Datenschutz (An-
passung an die geänderte europäische Datenschutzgesetzgebung)

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Beschluss vom 23. August 2017 (RRB Nr.74012Q17) legte der Regierungsrat das
Konzept zur Anpassung des Gesetzes über die lnformation und den Datenschutz (lDG)
und weiterer Gesetze an Reformen der Datenschutzgesetzgebung der Europäischen
Union fest. Diese europäischen Rechtsgrundlagen bestehen in der:

Richtlinie (EU) 2016/680 des europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Ap-
ril2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum
freien Datenverkehr,

Verordnung (EU) 20161679 des europäischen Parlaments und des Rates vom 27.
April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aulhebung der Richtlinie 95/46/EG
( Datensch utz-Grundverord nu ng )

Revision des Übereinkommens vom 28. Januar 1981 zum Schutz des Menschen
bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten (Entwurf Überein-
kommen SEV 108).

Nach den Vorgaben des Regierungsrates ist die notwendige IDG-Revision auf den
zwingenden Anpassungsbedarf zu beschränken, insbesondere um die rechtzeitige
Umsetzung nicht unnötig zu gefährden. Dazu ist festzuhalten, dass die Richtlinie (EU)
2016/680 für die Schweiz eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands darstellt
und die innerstaatliche Rechtsordnung der Schweiz gemäss den Schengen-Assoziie-
rungsabkommen zwingend angepasst werden muss. Demgegenüber ist die Daten-
schutz-Grundverordnung (EU) 20161679 für die Schweiz nicht direkt von Bedeutung.
Das in ihr verankerte Marktortprinzip wirkt sich jedoch auch auf die Schweiz und insbe-
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sondere auf privatwirtschaftlich und grenzüberschreitend tätige öffentlich-rechtliche An-

stalten aus. Unmittelbarer gesetzlicher Anpassungsbedarf ist dabei einstweilen ledig-

lich mit Bezug auf die Aufsicht in § 2 Abs. 3 IDG erkennbar. Anpassungen des IDG ge-

stützt auf weitere Anregungen, etwa im Synthesebericht des Büros Vatter zur Evalua-

tion des Gesetzes, sind, soweit sie über das hinausgehen, was gestützt auf die Daten-

schutzreform der EU und den Entwurf des Übereinkommens SEV 108 notwendig ist,

auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben.

Der Regierungsrat hat die Auslösung der Vernehmlassung beschlossen und die Ver-

nehmlaisungiunterlagen (Entwurf als Synopse mit Erläuterungen) sind elektronisch

abrufbar untär www.regierungsrat.zh.ch )Vernehmlassungen. Wir laden Sie ein, sich

am Vernehmlassungsverfahren zu beteiligen und ersuchen Sie um lhre Stellungnahme

zum Vernehmlassungsentwurf bis zum 27. April 2018. Die Direktionen des Regie-

rungsrates und die Staatskanzlei ersuchen wir in diesem Zusammenhang, die in ihren

Zusiandigt<eitsbereich fallenden Gesetze auf weiteren notwendigen Anpassungsbedarf
zu prüfen. Wir danken lhnen bereits heute für lhre Mitarbeit und ersuchen Sie uns lhre

Stellungnahme auf elektronischem Weg zukommen zu lassen (eva.vontobel@i'zh.ch)'
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